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224/J Anfrage 

der Abg. Lud w i g ~ Dr •. T 0 11 ~ i ~. und Genossen 

an den Bundesminister für Justiz , 

22.Februar 1951. 

betreffend die Wiederinkraftsetzung der §§ 7 und 8 des österreichiecheD 

Preßgesetzes. 

Aus Anlass der seinerzeitigenEinführUng des deutschen Schriftleiter­
gesetzes wurden dur eh Art. II § 1 der "Verordnung des Reichskommissarsfür dio 
Wiederver~inigung österreichs mit dem Deutschen Reich zur Anpassung von press~ 
rechtlichen Vorschriften an das Reichsrecht", GBlef.d.L~Ö.Br.29l/l939, die 
§§ 1 und 8 des Bundesgesetzes VOm 1.April 1922, BGBl~Nr~218, über die Presse 
(Preßgesetz) aufgehoben und bis heute nicht wieder in Geltung gesetzt. ' 

Hiedurehhaben sioh'auf dem Gebiete des H~~dels mit ZeitunGen und 
sonstigen Druckwerken die nachstehend aufgezeigten unhaltbaren Rechtszuständo· 
ergeben: 

1.) §,1 des Bsterreichischen Pre.ßeesotzes enthielt dia Verpn~, 
die Räume, in denen Zeitungen verkauft \Jerden, der Brtlichen Polizeibehärde 
z~ Anzeige zu bringen. .An Stelle dieser Bestimmung traten nach "Einführung dQS 
deutschen Schriftleitergesetzes die Vorschriften·der Berufss.chutzanordnung 
für "den ~eitungs .. und Zeitschrif'+eneinozelhandel, wonach alle Zeitungs. und 
Zeitsehrifteneinzelhändlar bei Ausübung ihrer Tätigkeit im Besitze eines von 
der Fachschaft. des deutschen Zei tungs- und ZG:Hschrifteneinzelhandelsausge­
stellten gültigen Berufsausweises sein mussten, der jährlich erneuert wurde. 

Die KundmachUng der Provisorischen Staatsregierung vom 20.6.1945" 
über die Aufhebung des Sohriftleitergesetzes;hat zwa~die deutschen Rechts­
vorachrii'"tenbeseitigtlden § 7 des Preßgesetzes~ aber nicht neuerdings in 
~eltung gesetzt. 

Da gemäss Art. V lit.,p ;!1;X;'~.J'a.t" zur GewO" der V(;!x.a.cb.L.:liss-!lGrio.d.:i.­
scher Drlicksehriften nicht unter die Ge1.verb<nn:<i.7.nl:g -:fall't;' ist mangels/einer 
gesotslichenRegelUngder,Zeitungsverschleiss demnach derzeit als völlig freie 
Tätigkeit·anzusehen, die keinerlei Anzeigepflicht unterliegt und damit auch 
jeglicher behördlichen Kontrolle entzogen erschoint. 

2.) §8 des Bsterreichiachen Preßgesetzes enthielt die gesetzliche 
Regelung desSammelns von Bestellungen aufDruckschriften~ Da zufoige 
§ 59c1.: GewO. auf" das Samme.ln von l'ränumeranten oder Subskri benten von Druck­
zchrfften 1~d1g1ich die im Preßgesetz gegebenen besonderen Vorsohriften zur 
..Anwendung galarigen,Aa.-t die Aufhebung des § 8 des Preßgese-tzes bewirkt, das-s 
der in § 59b GeviO~ vo~g0schriebene Legitimations~wang für Handlungsreisende 
auf das Sammeln von Bestell'L"'1?er.i. ITG.n ::;:rnckg~hri .. f'ten r..icht mehr zur Anwendung 
konmrt. Aber aUch diaMin. Vdg~ vom 12 .. L193l, BG:Bl.,lI:r~ 22, über das Sammeln von 
Bestellungen auf Druokwerke ist - wie erst kürzlich in dem Erlass des Bundes­
ministeriums rtir Handel und Wioderaufbau vom 13" 5 .. 1950, Zl. l44,,336-VI-2,/50 , 
ausdrücklich i'estgestellt wurdo - nicht mehr l?.nwendbar, da ihr mit der' 
Aufhebung das § 8 des Preßges~tzessowie des § 59? Ge\vO. die Rechtsgrundlago 
entzogen· wurde. 
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Naohder derzeitigen Rechtslage ist deonach das Aufsuchen von 
::Bestellungen auf Druckwerke kuinerlei gesetzlichen :BBscbränkungen ·unter­
warfen, insbesondere sind die Bestellungen auf Druckwerke aJlfsuchenden 
Handlungsre1send.en nicht verpflichtet, sich durch amtliche.Legitimationen 
auszuweisen. Die dadurch bedingte ,Unmöglichkeit der DurchfÜhrung wirksamer 
Kontrollen hat ~u einem starken Anwachsen unbefugter Buchhandelstätigkeit 
geführt. 

Da die Wiaderi~a.ftsetzunß' der §§ 7 und 8 des Preßgesetzes nicht 
bis zu dar geplanten Novellierung des Gesamtkouplex~s des österreichischcn 
Praßgesetzes, die anßesichts der Vielfalt der hiebei zu lösenden Probleme 
nooh geraum? Zeit in Anspruch nehmen wird1 zurückgostell t werden kann, 
riohten die gefertigten Abeoordneten an den Horrn Bundesminister für Justiz 
Me . 

An fr a g 0 

Ist der Herr Bundesminister für Ju.stiz bereit, bis zur· NovelIie­

rung desösterroichischon Preßgesetzes die §§ 7 und 8 des ßenannton Gosetzes 

wieder in, Kraft zu setzen? 
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